
Fragenkatalog – öffentliche Sitzung am 11. September 2014

1. Welche sicherheitspolitische und militärische Rolle soll und kann Deutschland in

EU und NATO spielen - auch vor dem Hintergrund der reklamierten größeren Ver-

antwortung, die Deutschland bereit ist zu übernehmen?

2. Welches sind die konkreten Trends der fortschreitenden Verzahnung und Integrati-

on im Bereich der europäischen Fähigkeitenentwicklung.

Sehen Sie eine hinreichend gemeinsame außen- und sicherheitspolitische Basis der

EU- und der NATO-Mitgliedstaaten, um eine weitergehende Integration von militä-

rischen Strukturen – und damit die Verstärkung von gegenseitiger Abhängigkeit bei

den militärischen Potenzialen – voranzutreiben?

Wie verstärken und entwickeln sich die Abhängigkeiten – sowohl militärisch als

auch politisch –, wenn die im Rahmen der EU- und NATO-Initiativen Pooling &

Sharing bzw. Smart Defence geplanten Projekte und insbesondere das von Deutsch-

land eingebrachte Framework Nation Concept umgesetzt werden und wie hoch

schätzen Sie die Chancen für die Umsetzung der genannten Konzepte ein?

3. Welche konkreten Erwartungen werden von Bündnispartnern mit Blick auf eine

zunehmende Integration europäischer Streitkräfte an Deutschland – insbesondere

bei der Planung und Umsetzung dieser Projekte – geäußert? Welche Rolle spielen

dabei die Aspekte Bündnissolidarität, Vertrauen und Verlässlichkeit?

4. Welche Änderungen am derzeitigen Parlamentsbeteiligungsgesetz halten Sie für

eine solche verstärkte militärische Integration unter Berücksichtigung der Aspekte

Bündnissolidarität, Vertrauen und Verlässlichkeit gegenüber Bündnispartner für

notwendig?

Sehen Sie Möglichkeiten der Abstufung der Intensität parlamentarischer Beteili-

gung nach der Art des Einsatzes unter voller Berücksichtigung der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts? Wie könnte eine Reform des Parlamentsbeteili-

gungsgesetzes aussehen, ohne die Rechte des Parlaments zu beschränken?

5. Gibt es aus Ihrer Sicht Formen der parlamentarischen Beteiligung in Mitgliedslän-

dern der EU bzw. der NATO, die auch für das parlamentarische Beteiligungsverfah-

ren in Deutschland beispielgebend sein könnten?


